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Anfrage  

 

Bauprojekt „Pont Neuf“: Finanzierung und Verbindlichkeit, Bundesbeitrag aus Agglomerations-

programm 

 

Grundlagen:   

Bericht und Antrag vom 17.2.2014 für die Einwohnerratssitzung vom 24.3.2014  

Telefonat Chr. Oehler mit dem Kantonsinginieur R. Meier vom 26. Januar 2018  

 

Ausganslage: In der Botschaft vom 17.2.2014 zum Projekt Pont Neuf ist unter Ziffer 5.3 erläutert:  

 

Bundesbeitrag aus Agglomerationsprogramm. Dem Bund wurden die flankierenden Massnahmen für den 

Velo- und Fussverkehr zur Aarebrücke im Rahmen des Agglomerationsprogramms 2. Generation "Aare-

Land" zur Mitfinanzierung beantragt. Zurzeit ist ungewiss, ob der Bund einen Beitrag leisten wird. Des-

halb kann der Bundesbeitrag im anstehenden Finanzierungsbeschluss noch nicht einbezogen werden. 

Falls der Bund eine Mitfinanzierung leistet, wird der entsprechende Beitrag zu 30 % dem Kostenanteil der 

Stadt Aarau und zu 70 % dem Kostenanteil des Kantons angerechnet. 

 

Zum aktuellen Zeitpunkt besteht noch keine Verbindlichkeit zum Bundesbeitrag und das Risiko einer Fi-

nanzlücke ist ungewiss. Das Projekt Pont Neuf ist im Agglomeration Programm Aare-Land in der Liste 

B = „nicht unterstützungswürdig“. Seitens Kanton wird beim Bund  alles unternommen, damit das Projekt 

Pont Neuf bis im April 2018 auf die Liste A = „unterstützungswürdig“ gesetzt wird.  

 

Grossrat, Einwohnerrat und das Stimmvolk haben den Bruttokredit genehmigt und somit steht dem 

Baustart, auch ohne Bundesgelder, eigentlich nichts im Weg. Aber es wurde stets auf den Bundesbeitrag, 

wenn auch ohne konkrete Zahl, hingewiesen und quasi ein Versprechen gemacht.  

 

Fragen:  

- Was unternimmt der Stadtrat, damit Aarau im Agglomerationsprogramm besser behandelt wird, 

und nicht nur der östliche Aargau profitiert? 

- Wie kann der Stadtrat den Baubeginn hinausschieben, bis klar ist, was Aarau bezahlen muss? 

- Was unternimmt der Stadtrat, damit der Kanton die von ihm nicht vermiedenen Mehrkosten über-

nimmt? wenigstens zu mehr als 50 %? 

- Gedenkt der Stadtrat eine neue Volksabstimmung zu organisieren? Wenn das nicht geht, wenigs-

tens eine konsultative Befragung? 

- Ist der Stadtrat bereit sich zu engagieren, dass der Bruttobeitrag von ca. CHF 10 Mio. nicht voll  

ausgeschöpft wird, respektive sicher nicht überschritten wird (Bsp. verbindliches Kostendach)?  

- Hat der Stadtrat einen Plan „B“, sollte der Bund den Beitrag nicht garantieren? 

- Wie flexibel ist man in der Projektausführung wenn die Bundesgelder definitiv nicht gesprochen 

werden? Besteht seitens des Stadtrats die Möglichkeit, das Projekt anzupassen (wie beispiels-

weise einfacher Materialien zu verwenden, einen reduzierten Eingriff in die Uferpartien vorzu-

nehmen, etc.), wenn der Bundesbeitrag ausbleibt?  

 

Besten Dank für die Beantwortung.  

 

Christian Oehler 28.01.2018 


